
Bundessozialgericht

Az„: 8 RV205/69
___—___»..— ..._ ___—___...—

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Zugestellt
‚

am 45„Dezember 1970 „„ .............. „..„ ....... ‚„‚.„„„„„.„„„„.o„„ „„„„„ ,

Reg.Hauptsekretär
Klager und Rev1310nsklager,

als Urkund8beamter
der Geschäftsstelle Prozeßbevollmächtigte: „°.„„.„„ ............. .‚„‚o„e ,

g e g e n

beigeladen: „„„„„„„ ....‚...‚„ ............ „...‚oo.o„

Der 8„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne
mündliche Verhandlung am 30° September 1970 in

Berlin durch

Senatspräsident S t‘e n g e l
- — Vorsitzender —‚

Bundesrichter P e t e r s e n „
Bundesrichter Dr°s c h w a n k h a r t,

Bundessozialrichter B r o s t und

Bundessozialrichterin B e c k e r

für Recht erkannt:

l° Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom

210 Februar 1969 wird zurückgewiesen°

2. Der Beklagte hat dem Kläger die außergericht—
lichen KoSten des Revisionsverfahrens zu

erstatten°
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G r ü n d e

Der Kläger, der wegen Absetzung des rechten Unterschen—

kels und anderer Schädigungsfolgen Versorgung nach einer

Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 70 V„H° bezogen
hat, erhält auf Grund der geänderten Verwaltungsvorw

.
schrift (VV) zu S 30 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG)

idF vom 230 Januar 1965 über die Mindesthundertsätze für

erhebliche äußere Körperschäden Versorgungsleistungen

nach einer MdB um 80 V„H„ vom 10 Februar 1965 an (Be—

scheid nach @ 96 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—vom
9° November 1066)„ Er wendet sich nur noch gegen diesen

Bescheid und erstrebt die höhere MdB (80 V°H‚) bereits

vom 10 Januar 1964, dem Inkrafttreten des Zweiten Neue

ordnungsgesetzes (2° NOG)° Mit seinem Begehren hatte

er keinen Erfolg (Urteil des Landessozialgerichts —LSG—

Rheinland—Pfalz vom 210 Februar 1969)„ Das LSG hat aus—
geführt: Die streitige VV beruhe auf der gesetzlichen

Ermächtigung des 5 30 Abs° 1 Satz 3 BVG, wonach für
erhebliche äußere Körperschäden Mindesthundertsätze

festgesetzt werden könnten„ Diese Ermächtigung habe seit

Inkrafttreten des BVG (1„ Oktober 1950) bestanden„ Die
VV habe damals für den Verlust eines Unterschenkels bei

genügend langem Stumpf eine MdE von 40 vaH„, mit ungün—

stigem Stumpf eine MdB von 50 V°H° vorgesehen; die 1965

geänderten VVen hätten in diesen Fällen die Werte für

die Mindest—MdE auf 50 V„H„ bzw° 60 V„H° erhöhto Diese

Änderung der Mindesthundertsätze hänge nicht mit dem am

10 Januar 1964 in Kraft getretenen 2„ NOG zusammen° Da
die einschlägige VV auf Grund gesetzlicher Ermächti—

gung ergangen sei, habe sie Rechtscharakter, so daß

für ihr Inkrafttreten die Regelung für Rechtsverordnun-

gen entsprechend gelte° Nach @ 3 des Gesetzes über die

Verkündung von Rechtsverordnungen vom 300 Januar 1 50

(BGBl I 23) trete eine Rechtsverordnung 14 Tage nach
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Ausgabe im Verkündungsblatt in Kraft. Sie sei im Bundesan—

zeiger Nr° 19 veröffentlicht, diese Nummer sei am 29„ Ja—

nuar 1965 ausgegeben worden, so daß die Vorschrift im Mo-

nat Februar 1965 in Kraft getreten sei° Die höhere MdE sei

daher vom 1° Februar 1965 an zu berückSichtigen°

Mit der zugelassenen Revision rügt der Kläger, das LSG

habe die VV Nr° 4 zu @ 30 BVG idF vom 2}, Januar 1965 feh—

lerhaft angewendet. Die VVen seien keine Rechtsnorm; die

in der Nr° 4 vorgesehene Erhöhung der Mindesthundertsätze

müsse daher vom Inkrafttreten des 2. N00, also vom 1° Ja—

nuar 1964 an berücksichtigt werden° 5 } Abs° 1 des Geset—

zes über die Verkündung von Rechtsverordnungen vom

30“ Januar 1950 könne daherwederunmittelbar noch entspre-
chend angewendet werden„ VVen seien zur Erläuterung und

Auslegung von GeSetzen .erlassen; sie träten daher zur

gleichen Zeit wie das Gesetz in Kraft" Durch das Urteil

des 9, Senats des Bundessozialgerichts (BSG) —BSG 29, 41 —
sei die Rechtsprechung noch nicht gefestigt°

Der Kläger beantragt,'

das Urteil des LSG Rheinland—Pfalz vom 21° Februar
1969 aufzuheben und den Beklagten unter Abänderung

des Bescheides des Versorgungsamts Koblenz vom
9° November 1966 zu verurteilen, dem Kläger Ver—

sorgung nach einer MdB von 80 V.H„ vom 1, Januar

1964 an zu gewähren, -

hilfsweise, die Sache zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das LSG Rheinland-Pfalz zurückzu—

verweisen.

Der Beklagte beantragt,

die Revision als unbegründet zurückzuweisen°

Die VV Nr° 4 zu 5 50 BVG sei Ausfluß der gesetzlichen Er—
mächtigung in % 30 Abs° 1 Satz 5 BVG; da sich der Versor—
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gungsberechtigte auf diese Mindesthundertsätze berufen

könne, richte sie sich auch an dritte Personen, habe also

Außenwirkung und:unterscheide sich insofern von den übci—

gen VVen, welche nur den Charakter von Dienstanweisungcn

haben° Die VV Nr° 4 zu 5 50 BVG sei keine Neuregelung auf

Grund des 2, NOG, weil sie mit diesem Gesetz keinen Zu53m-

menhang habe„ In Übereinstimmung mit der Auffassung des

Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung (BMA) in BVB1

1965S091 Nr„ 55 undmit BSG29, 41 sei daherdie Revision
nicht begründet.

Die beigeladene Bundesrepublik Deutschland hat sich eben—

falls im Sinne des Beklagten geäußert°

Die Beteiligten haben sich schriftlich mit einer Entschei-

dung ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt

(8% 124 Abs„ 2, 155 Abso 1, 165 SGG)°

Die Revision des Klägers ist durch Zulassung statthaft (@ 162

Abs° 1 Nr„ 1 SGG); sie ist form— und fristgerecht beim BSG

eingelegt und begründet worden (@ 164 SGG)° Sie ist jedoch

in der Sache nicht begründet°

Streitig ist, ob der Kläger wegen seiner Schädiguhgsfolgen

Versorgung nach einer MdB um 80 V„H„ bereits vom Inkrafttre—

ten des 2° NOG, dem 1° Januar 1964, an oder erst vom 19 Fe—

bruar 1965 an zu erhalten hat‚ weil — nach der Auffassung

des LSG 4 die VV Nr° 4 zu 5 50 BVG erst im Februar 1065 in

Kraft getreten sei° Der Anspruch des Klägers hängt davon

ab, welche rechtliche Bedeutung die VV Nr„ 4 zu 5 30 BVG

idF vom 250 Januar 1965 hat, die für sein Schädigungsle den

die bisherige MdB um 10 V°H„ erhöht hat„ Das angefochtene

Urteil hat, gestützt auf BSG 29, 41 ff entsprechend der

Ermächtigung in $ 50 Abs„ 1 Satz 5 BVG in der VV Nr„ 4 eine
Rechtsnorm mit Außenwirkung gesehen, welche gemäß @ 3 des

Gesetzes über die Verkündung von Rechtsverordnungen mit dem

140 Tage nach Ablauf des Tages in Kraft getreten ist‚ an

..5‚.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_5..

dem das Verordnungsblatt - hier der Bundesanzeiger Nr° 19

vom 29° Januar 1965
- ausgegeben worden ist° Die Richtig—

keit der im angefochtenen Urteil vertretenen Rechtsauffas—

sung hängt davon ab, ob die VV Nr° 4 zu 5 30 BVG die recht—

liche Bedeutung einer Rechtsnorm mit Rechtssatzcharakter hat

oder ob es sich — wie in der Regel bei Verwaltungsvorschrif—

ten — bei dieser Vorschrift nur um eine allgemeine Verwal—

tungsvorschrift mit nur verwaltungsinterner Verbindlichkeit

handelt° @ 30 Abs° 1 Satz 3 BVG bestimmt: "Für erhebliche
äußere Körperschäden können Mindesthundertsätze festgesetzt

" Wie sich aus dem Wort "können" ergibt, enthältwerden„

diese Vorschrift eine Ermächtigung zur Festsetzung von Min—

desthundertsätzen° Ob diese Ermächtigung dem BMA oder der

Bundesregierung bzw. der Bundesregierung mit Zustimmung des

Bundesrats erteilt worden und in welcher Rechtsform von der

Ermächtigung Gebrauch zu machen ist, ist im Gesetz nicht

bestimmt° Die Bundesregierung hat entsprechend 5 30 Abs. 1

Satz } aaO erstmals in der VV vom 1. März 1951 Mindesthun—

dertsätze festgesetzt° Sie hat also — vom Erlaß des BVG an—

von der Ermächtigung nicht in der äußeren Form einer Rechts—

verordnung Gebrauch gemacht, sondern die Mindestsätze als

allgemeine VV, die sich auf Art° 84 Abs. 2 des Grundgeset—

zes (GG) stützen, festgelegt° Nach dieser grundgesetzlichen

Vorschrift kann die Bundesregierung mit Zustimmung des Bun—

desrats allgemeine VVen erlassen° Die Bundesregierung hat

diese Form auch bei Er1aß der "Allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrif—

ten zum BVG vom 23„ Januar 1965" gewählt‚ Trotz dieser äuße—

ren Form als VV kommt der Nr° 4 der VV zu @ 30 BVG insofern

die rechtliche Bedeutung einer Rechtsnorm zu, als darin

"für erhebliche äußere Körperschäden Mindesthundertsätze"

festgesetzt worden sind„ In der VV Nr° 4 aaO sind diese

Mindestsätze nicht nur mit innerdienstlicher Wirkung für

Behörden und ihre Bediensteten geregelt° Sie wendet sich

also nicht instruktionell an die Verwaltungsorgane, sondern

‘reift bindend und befehlend, aber auch berechtigend in die

- 6 _
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Rechtssphäre des Bürgers ein (s° dazu Maunz/Dürig, Grundgesetz,
Art, 80 1 la, b), Die Festsetzung der Mindesthundertsätze hat

somit weder den Charakter von Auslegungsregeln noch einer

Dienstanweisung, wie sonst eine VV, Ihr Inhalt ist vielmehr

materiell»rechtlicher Art° Die VV Nr„ 4 ist zwar nicht in der

äußeren Form einer Rechtsverordnung 1,8, des Arte 80 GG erlas-

sen worden„ Die in Art° 80 GG fesgelegten Grundsätze sind aber

beachtet werden„ Nach dieser Vorschrift kann die Bundesregie—

rung ermächtigt werden, Rechtsverordnungen zu erlassen° Dabei

muß Inhalt, Zweck und Ausmaß der erteilten Ermächtigung im

Gesetz bestimmt werden° Die Rechtsgrundlage ist in der Verord—

nung anzugeben°

Diese Voraussetzungen einer Rechtsverordnung sind vorliegend

auch für die VV Nr° 4 zu 5 30 BVG gegeben° Die VV sind von
der Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates erlassen

worden (Präambel der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften vom

230 Januar 1965, Bundesanzeiger Nr„ 29 vom 29„ Januar 1965).)

Wenn auch in @ 30 Abs„ 1 Satz 5 BVG der ermächtigte Verord—

nungsgeber nicht ausdrücklich bestimmt ist, so hat die Bundes—

‚regierung als der in erster Linie in Art, 80 GG Ermächtigte

die VV Nr° 4 erlassen° Damit ist Art, 80 Abs° 1 Satz 1 GG er—
füllt, Der Senat hat weiter geprüft, ob auch die übrigen in

Art„ 80 Abs° 1 Satz 2 GG (Inhalt, ZWeck und Ausmaß der erteil—

ten Ermächtigung im Gesetz) und in Art, 80 Abs, 1 Satz 3
(Angabe der Rechtsgrundlage in der Rechtsverordnung) vorge—

schriebenen Voraussetzungen gegeben sind, Zu Satz 2 aaO hat

das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) entschieden: Die den

Erlaß von Rechtsverordnungen einschränkenden Vorschriften be—

zweeken neben dem Schutz des Staatsbürgers vor Eingriffen der

Exekutive den Grundsatz der Gewaltenteilung zwischen Parlament

und Exekutive zu sichern, damit nicht gestützt auf unbestimmte

Ermächtigungen die Regierung an die Stelle des Parlaments tritt,

Es muß vorausgesehen werden können, in welchen Fällen und mit

welcher Tendenz von der Gesetzesermächtigung Gebrauch gemacht

wird und welchen Inhalt die auf Grund der Ermächtigung er as»

senen Rechtsverordnungen haben können (BVerfGE l, 60; 2, 534;

7, 301; 15, 160)„ Zur Ermittlung des Zwecks, Inhalts und
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Ausmaßes kann auch der Sinnzusammenhang der Norm, also

5 50 BVG im ganzen herangezogen werden (BVerfGE 8, 507

f; 10, 151; 15, 160)° Maßgebend ist der in der Ermäch-

tigungsnorm objektivierte Wille des Verordnungsgebers°

Die Ermächtigung in 5 30 Abs° 1 Satz 5 BVG gibt das

Ziel, "Mindesthundertsätze" verbindlich zu erlassen,

genau an; sie ist auf "erhebliche äußere Körperschäden"

begrenzt, wodurch Inhalt und Ausmaß der Ermächtigung hin—

reichend umschrieben werden, Eine nähere Begrenzung er-

gibt sich noch aus übrigen Vorschriften zu @@50 und

51 BVG„ Die Ermächtigung sichert den Beschädigten davor,

daß bei der Bewertung der MdE für erhebliche äußere Kör—

pcrschädeh bestimmte Bewertungssätze, die Mindesthun—

dertsätze, unterschritten werden° Damit ist hier eine

Gefahr für die Rechtsstaatlichkeit nicht gegeben, weil

die Mindesthundertsätze keine Forderung an den betroffe—

nen Staatsbürger stellen° Nach alledem sind die Voraus-

setzungen des Art. 80 Abs° 1 Satz 2 GG erfüllt, Schließ—

lich ist auch die Rechtsgrundlage in der Verordnung ge—
nügend bestimmt, weil die VV Nr° 4 ausdrücklich zu € 50 BVG

und damit zur Ermächtigungsvorschrift in @ 50 Abs, 18atz/5

BVG ergangen ist, Da die Bekanntgabe der Vorschrift auch

das Gesetz über die Verkündung von Rechtsverordnungen vom

50' Januar 1950 (BGBl 25) beachtet, ist Nr, 4 der VV zu
@ 50 BVG als Rechtsnorm mit Rechtssatzcharakter anzusehen

(ebenso im Ergebnis BSG 29, 41; Rundschreiben des BMA vom
1° Juni 1965 —BVB1 1965 S0 91 Nr° 55 —)„ Für die Frage
des Inkrafttretens der VV Nr° 4 als Rechtsverordnung ist

zu beachten, daß materiell—rechtliche Vorschriften nur

für die Zukunft gelten (BSG 16, 178; 17, 59; 20, 211;

Forsthoff, Verwaltungsrecht, 90 Aufl„ 1961 8° 147 f},
Neugesetzte materielle Rechtsnormen haben keine rückwir—

kende Kraft, wenn sie sich eine solche Rückwirkung nicht

selbst beilegen° Dies hat die VV Nr, 4 nicht getan° Für
sie ist daher, wie in BSG 29, 42 näher ausgeführt, das

Gesetz über die Verkündung von Rechtsverordnungen vom
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30„ Januar 1950 GBGB1 & S„ 23) entsprechend anzuwenden°

Die VV Nr° 4 zu @ 30 BVG ist somit gemäß @ 3 des Gesetzes

vom 300 Januar 1950 mit dem 140 Tag nach Ablauf des Tages

in Kraft getreten, an dem das Verkündungsblatt ausgegeben

werden ist; sie ist also im Februar 1965 rechtswirksam

geworden° Eine Rückwirkung auf die Zeit vor dem Inkraft—

treten des 2° NOG (l° Januar 1964) ist zu verneinen, weil

zum 2° NOG nur ein formaler Zusammenhang besteht° Der

Kläger kann daher aus Nr. 4 der VV zu 5 30 BVG erst vom

1° Februar 1965 ein Recht auf eine höhere MdB herleiten;

er ist somit durch den angefochtenen Verwaltungsakt

nicht beschwert° Das Berufungsgericht hat hierüber ohne

Rechtsirrtum entschieden° Die auf eine rückwirkende

Geltung der Nr" 4 der VV zu @ 30 BVG hinzielende Revisbn
des Klägers konnte daher keinen Erfolg haben„

Bei der Kostenentscheidung ist der Senat davon ausgegan—

gen, daß die Rechtsverfolgung des Klägers in erster Lie

nie dadurch veranlaßt werden ist, daß die Änderung der

Mindestsätze nicht in der Form einer ausdrücklichen

Rechtsverordnung, sondern in den VV ergangen isto VV

haben, wie oben dargelegt, grundsätzlich nur innerdienstu

liche Wirkung für Behörden und ihre Bediensteten° Sie ha-

ben keine Auswirkungen für die Rechtssphäre des Bürgers°

Wenn der Verordnungsgeber ausnahmsweise einen materiell—

rechtlichen Rechtssatz in die Form einer VV kleidet, er—

schwert er dadurch das Verständnis seiner Geltungskraft°

Die Zweifel an der Rechtsnatur der VV Nr° 4 beruhen auf

der — ungewohnten Art der formalen — Regelung der Fest—

legung der Hundertsätze und ihrer Änderung (s„ dazu auch

Krüger in Festschrift für Smend 1952, 218; Selmer in

VerwArch 1968, 116)° Unter Berücksichtigung der besonde—

ren Umstände hat der Senat ausnahmsweise ausgesprochen‚ daß

denxunterlegenen Kläger die außergerichtlichen Kosten des Revix

sionsverfahrens zu erstatten sind (s° dazu Rohwer«Kahl-
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mann, Sozialgerichtsbarkeit SGG @ 195 RZ 1; Peters/Sautter/

Wolff, SGGKomm° @ 193 Anmo l &; vgl° auch BSG 17, 128)°

Da die Voraussetzungen der 5% 165, 153 Abs° l, 124 Abs" 2

SGG vorgelegen haben, konnte der Senat ohne mündliche Ver—

handlung durch Urteil entscheidena
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